
Seite 1 von 2

Stadt Bitterfeld-Wolfen
Stadtrat

Beschlussantrag Nr. : 153-2022

aus öffentlicher Sitzung

Einreicher: Fraktion Pro Wolfen
Verantwortlich für die Umsetzung: Oberbürgermeister
Budget/Produkt:

Beratungsfolge

Gremium Termin J N E

Beratung der Ortsbürgermeister 02.08.2022

Ortschaftsrat Thalheim 10.08.2022

Ortschaftsrat Wolfen 17.08.2022

Haupt- und Finanzausschuss 25.08.2022

Stadtrat 31.08.2022

Beschlussgegenstand:
1. Nachtragshaushaltssatzung zur Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2022/Beschluss von
außerplanmäßigen Aufwendungen gemäß § 105 KVG LSA

Antragsinhalt:

Der Stadtrat der Stadt Bitterfeld-Wolfen beschließt die 1. Nachtragshaushaltssatzung zur Haushaltssatzung
2022 (Beschluss Nr. 202-2021).

alternativ :

Der Stadtrat der Stadt Bitterfeld-Wolfen beschließt folgende außerplanmäßige Aufwendungen gemäß
§ 105 KVG LSA in Höhe von 1.800.000 € und im Zuge dessen auch eine Übertragbarkeit der Mittel dieser
Maßnahmen in das Haushaltsjahr 2023 gemäß § 19 Abs. 1 und 3 KomHVO.

-............................................................................
-............................................................................
-............................................................................
-............................................................................
-............................................................................

Begründung:

Das Zustiftungskapital von ca. 1.800.000,00 € zur Stiftung Zukunftssicherung Thalheim wurde nicht
abgerufen. Damit die zur Verfügung stehenden Mittel verwendet werden können, ist eine
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Nachtragshaushaltssatzung oder sind außerplanmäßige Auszahlungen erforderlich. Die Maßnahmen müssen
in Hinsicht u. a. der Unabweisbarkeit oder konsolidierenden Wirkung mit der Kommunalaufsicht abgestimmt
werden.

Grundlagen für den Beschlussantrag (Gesetze, Ordnungen, Beschlüsse):

KVG LSA

Welche Beschlüsse wurden zu dieser Problematik bereits gefasst
(Beschlussnummer-Jahr)?

Welche Beschlüsse sind
a) zu ändern? keine
b) aufzuheben? keine
(Beschlussnummer-Jahr)?

Die Behindertenfreundlichkeitsprüfung entsprechend den gesetzlichen Vorgaben (EU-, Bundes- und
Landesrecht)

wurde durchgeführt
ist nicht notwendig

Welche finanziellen Auswirkungen ergeben sich:
a) Untersachkonten:
b) Maßnahmenummer (bei Investitionen):
c) Betrag in € einmalig:
d) Folgekosten in € nach Jahresscheiben:

Unterschrift der Einreicherin/des Einreichers zur
Vorlagennummer: 153-2022

Anlagen:
keine


